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Drucksache V/3628 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes über steuerliche Maßnahmen 
zur Förderung privater Kapitalanlagen im Ausland 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Investitionsprämie durch Abzug von der Einkom- 
mensteuer oder Körperschaftsteuer 

(1) Steuerpflichtige, die den Gewinn aufgrund 
ordnungsmäßiger Buchführung nach § 5 des Einkom- 
mensteuergesetzes ermitteln, können auf Antrag für 
nach dem 31. Dezember 1968 im Ausland getätigte 
Kapitalanlagen einen Abzug von der Einkommen- 
steuer oder Körperschaftsteuer für den Veranla- 
gungszeitraum bis zur Höhe von 10 vom Hundert 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten vor- 
nehmen. 

(2) Kapitalanlagen im Sinne des Absatzes 1 sind 

1. Beteiligung an Kapitalgesellschaften im 
Ausland, 

2. Einlagen in Personengesellschaften im 
Ausland, 

3. Betriebsvermögen, das einem Betrieb oder 
einer Betriebsstätte des Steuerpflichtigen 
im Ausland zugeführt worden ist. 

(3) Der Abzug von der Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer kann für den Veranlagungszeit- 
raum vorgenommen werden, in dem die Beteiligung 
angeschafft, die Einlagen eingebracht oder das Be- 
triebsvermögen zugeführt worden ist. übersteigt 
der von der Einkommensteuer oder Körperschaft- 
steuer abzugsfähige Betrag die für den Veranla- 
gungszeitraum geschuldete Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer, so kann der übersteigende Be- 
trag von der Einkommensteuer oder Körperschaft- 
steuer für die vier darauffolgenden Veranlagungs- 


zeiträume abgezogen werden. Der Abzug ist in 
diesen Veranlagungszeiträumen jedoch nur insoweit 
zulässig, als er in den dem jeweiligen Veranla- 
gungszeitraum vorangegangenen Veranlagungszeit- 
räumen nicht möglich war. 

§ 2 

Steuerfreie Rücklage 

Bei Vorliegen der in § 1 Abs. 1 genannten Vor- 
aussetzungen kann der Steuerpflichtige außerdem 
eine den steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage 
bis zur Höhe von 50 vom Hundert der Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten der Kapitalanlagen bilden. 
Die Rücklage ist vom sechsten auf ihre Bildung fol- 
genden Wirtschaftsjahr jährlich mit mindestens 
einem Sechstel gewinnerhöhend aufzulösen. 

§ 3 

Vorzeitige Auflösung der steuerfreien Rücklage 

(1) Werden Kapitalanlagen nach § 6 des Ein- 
kommensteuergesetzes mit dem niedrigeren Teil- 
wert angesetzt, so ist eine nach § 2 gebildete Rück- 
lage im Wirtschaftsjahr des Ansatzes des niedrige- 
ren Teilwertes in Höhe des Anteils, der den Unter- 
schied zwischen dem Wert, mit dem die Kapital- 
anlage bisher angesetzt war und dem niedrigeren 
Teilwert entspricht, vorzeitig gewinnerhöhend auf- 
zulösen. 

(2) Werden Kapitalanlagen im Sinne des § 1 
Abs. 2 Nr. 1 veräußert oder in das Privatvermögen 
überführt, so ist die Rücklage im Wirtschaftsjahr 
der Veräußerung oder Überführung in das Privat- 
vermögen im Verhältnis des Anteils der veräußer- 
ten oder in das Privatvermögen überführten Kapi- 
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talanlage zur gesamten Kapitalanlage vorzeitig ge- 
winnerhöhend aufzulösen. 


§ 4 

Gewerbesteuer 

Die Vorschriften der §§ 1 bis 3 gelten auch für 
die Ermittlung des Gewerbeertrages nach § 7 des 
Gewerbesteuergesetzes. 


§ 5 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1969 in Kraft. 


Bonn, den 10. Dezember 1968 


Mischnick und Fraktion 



